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Die Geschichte des Endes der DDR, wie 
wir es aus Jubiläumsveranstaltungen und 
TV-Mehrteilern kennen, ist das Ergebnis 
lupenreiner Sieger-Geschichtsschreibung. 
Mythen und Legenden haben sich über 
die Jahrzehnte verfestigt. Etwa jene, die 
DDR-Bevölkerung habe sich „schon im-
mer“ leidenschaftlich nach einem bedin-
gungslosen Anschluss an die Bundes-
republik gesehnt. In Wahrheit wäre in 
den Wochen und Monaten der Wende 
sehr viel möglich gewesen — auch ein 
„Dritter Weg“, ein demokratischer So-
zialismus mit rundumerneuerter Demo-
kratie innerhalb der alten Grenzen der 
DDR. Die Geschichte der Wiederver-
einigung ist die eigentlich traurige Ge-
schichte sich immer weiter verengender 
Handlungsoptionen, verratener Träume 
und erstickter Aufbruchsimpulse. Was 
mit der Sehnsucht nach einem besseren 
Sozialismus begonnen hatte, mündete in 
devoten „Helmut“-Rufen und dem Aus-
verkauf der eroberten Teilrepublik an den 
kapitalistischen Westen.

Die Umstände der Einheit sind Schnee 
von gestern. Mit Folgen bis heute. Um die 
damaligen Abläufe haben sich vereinfa-
chende Legenden gebildet, die das Ver-
ständnis nach wie vor belasten. Es herrscht 
ein konservatives Narrativ vor, wonach 
es für den gegangenen Weg keine Alter-
nativen gab. Dieses einst von Margaret 
Thatcher geprägte Tina-Prinzip [there 
is no alternative. Anm. d. Red.] gehört 
zu den Glaubensbekenntnissen, die den 
Anforderungen an eine moderne, lebens-
werte Welt am wenigsten gerecht wer-
den. Schon weil wir weiterhin ständig an 
Scheidewegen stehen, sollte aus Gründen 
des nachholenden Dazulernens daran er-
innert werden, welche Weichen damals 
falsch gestellt wurden.

Verfestigt hat sich ein wohl beabsich-
tigtes Bild, wonach gleich nach dem soge-
nannten Mauerfall die Massen zu schnel-
ler Einheit drängten, verbunden mit dem 
Wunsch nach bedingungsloser Übernah-
me der westlichen Ordnung. Derart seien 
die bedachtsam zögernden Bonner Po-
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litiker nur so zur Tempoeinheit getrie-
ben worden. Doch schon zwei Tage nach 
Maueröffnung gab Kanzler Kohl vor der 
Bundespressekonferenz die Marschrich-
tung vor: „Ich habe keinen Zweifel dar-
an, dass die Deutschen die Einheit ihrer 
Nation wollen.“ Obwohl Ende Novem-
ber 1989 die meisten DDR-Bürger die 
Erfahrung hinter sich hatten, wie es ist, 
mit Begrüßungsgeld durch westliche 
Konsumtempel zu schreiten, entschie-
den sich 86 Prozent für „den Weg eines 
besseren, reformierten Sozialismus“, nur 
fünf Prozent wollten einen „kapitalisti-
schen Weg“, neun Prozent einen „ande-
ren Weg“ [1].

Rückblickend ist es eher erstaunlich, 
dass die Menschen der Minderheit von 
Oppositionellen, Theologen und Bür-
gerrechtlern mit ihren Angeboten einer 
grundlegenden Erneuerung für eine kur-
ze Zeit die Regie überließen. Als der da-
malige Vorsitzende der Ost-CDU Lothar 
de Maizière zehn Tage nach Öffnung der 
Mauer der Bild am Sonntag ein Interview 
gab, konnte er sich sicher sein, mit seiner 
Meinung nicht allein zu stehen:

„Ich halte Sozialismus für eine der 
schönsten Visionen des menschlichen 
Denkens. (…) Wenn Sie glauben, dass die 
Forderung nach Demokratie zugleich die 
Forderung nach Abschaffung des Sozia-
lismus beinhaltet, dann müssen Sie zur 
Kenntnis nehmen, dass wir unterschied-
licher Auffassung sind.“

Die Einheit sei nicht „Thema der Stun-
de“, sondern beträfe „Überlegungen, die 
vielleicht unsere Kinder und Enkel an-
stellen können“. Was weder de Maizi-
ère noch sonst jemand im Osten wuss-
te: Drei Tage nach diesen Überlegungen 
legte das Direktoriumsmitglied der Bun-
desbank, Claus Köhler, auf einer internen 
Sitzung des Zentralbankrates ein Kon-
zept für eine Währungsunion vor. Noch 
gab es Bedenken. Aber der keine Kosten 
scheuende Plan zum Aufkauf der Revo-
lution war geboren.

Auf Seiten der als Revolutionäre Be-
zeichneten war die Zuversicht, endlich 
mitgestalten zu können, noch ungebro-
chen. Dass es wichtig war, den taumeln-
den Verhältnissen durch neue Gesetze 
Stabilität zu geben, war klar. Ich saß zu 
dieser Zeit in zwei Arbeitsgruppen, eine 
vom Schriftstellerverband, die ein neu-

es Pressegesetz mit innerredaktioneller 
Mitbestimmung entwarf. Und eine von 
der ersten unabhängigen Untersuchungs-
kommission der DDR, die sich nach den 
gewaltsamen Vorkommnissen im Oktober 
um ein bürgernahes Polizeigesetz küm-
merte, wie es auch heute noch ein Fort-
schritt wäre.

Im Osten hoffte man noch, so könne 
Demokratie funktionieren. Wir gingen 
unverzüglich dazu über, den Augiasstall 
selbst auszumisten. Und ahnten nicht, 
dass finanzstarke Kräfte am Werk wa-
ren, die den Stall so schnell wie möglich 
mit allem Unrat kaufen wollten. Weil 
der Mist den Preis senkt und überdies 
bestens geeignet ist, ihn uns ein Leben 
lang vor die Nase zu halten. In seiner 
„Rede an die Deutschen in der DDR“ 
warnte der langjährige Ständige Ver-
treter der Bundesrepublik in der DDR, 
Günter Gaus:

„Während sonst Leute, die Geld ha-
ben, die Orte von Revolutionen fliehen, 
kann man hier, etwa im Palasthotel, wo 
ich wohne, die westlichen Gesichter stu-
dieren — die Aufkäufer sind da!“

Der Runde Tisch hatte Neuwahlen zur 
Volkskammer beschlossen und zugleich 
verlangt, dass sich die Westpolitiker aus 
dem Wahlkampf heraushalten mögen. Ich 
konnte im „Demokratischen Aufbruch“ 

beobachten, wie sich die Westler, wohl-
meinend oder nicht, keinen Tag an diese 
Forderung hielten. Unsere improvisierten 
Büros wurden mit Spenden und Com-
putern versorgt, die Westmedien boten 
rund um die Uhr Raum für Interviews 
und Berichte, Berater wichen uns nicht 
mehr von der Seite, und bei größeren 
Zusammenkünften gastierten und rede-
ten huldvoll Spitzenpolitiker aus Bonn.

Die Dosis an besorgniserregenden Fak-
ten zum finanziellen, moralischen und 
ökologischen Zustand der DDR, die die 
Medien verbreiteten, erhöhte sich von 
Stunde zu Stunde. Bankrottgerüchte wa-
ren aus politischen Gründen oft heftig 
überzogen, wie die Deutsche Bank spä-
ter feststellte. Dazu gehörte auch der sa-
genumwobene Schürer-Bericht, der die 
DDR-Auslandsschulden aufgelistet, aber 
die Guthaben, die weit über die Hälfte 
davon abdeckten, aus taktischen Grün-
den weggelassen hatte. So war es für 
alle schwer, sich ein fundiertes Bild zu 
machen. Die Rolle von Fake News und 
Medien als Stimmungsmacher in die-
sen Wochen ist noch nicht untersucht.

Bei einem Besuch am 20. November in 
Berlin knüpfte Kanzleramtsminister Sei-
ters Bedingungen an eine mögliche Fi-
nanzhilfe der Bundesrepublik, die darauf 
hinauslief: erst Abschaffung des Sozialis-

Berlin 1989:  Hunderttausende Bürger beteiligten sich an einer Demonstration, zu der 
Berliner Kunst- und Kulturschaffende ins Zentrum der Hauptstadt eingeladen hatten. Der 
Zug wurde von einer Fülle von Transparenten, Schildern und Spruchbändern beherrscht.. 
Quelle: https://rm.wikipedia.org/wiki/20avel_tschientaner, Foto: Bundesarchiv, Bild 
183-1989-1104-437 / Settnik, Bernd, Lizenz: CC BY-SA 3.0
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mus, dann Geld. Drei Tage später schrieb 
Klaus Hartung in der taz:

„Solch eine Politik zerstört jenen zeitli-
chen Spielraum, den die Massen von Leip-
zig und die vielen oppositionellen Grup-
pen in allen Lagern unbedingt brauchen, 
um überhaupt das praktizieren zu können, 
was Selbstbestimmung heißt.“

Unheilbares Deutschland

Viele Wissenschaftler, Theologen, Juristen 
und Künstler aus dem Westen hatten seit 
Ende 1989 gewarnt. „Für Euer Land, für 
unser Land“, hieß am 2. Dezember eine 
Erklärung von drei Dutzend Autoritäten, 
deren Stimme inzwischen spürbar fehlt. 
Inge Aicher-Scholl, Heinrich Albertz, 
Annemarie Böll, Karl Bonhoeffer, Hel-
mut Gollwitzer, Margarethe Mitscherlich, 
Ossip K. Flechtheim, Luise Rinser, Doro-
thee Sölle und andere schrieben:

„Nicht nur Euer Land, Ost und West 
stecken in einer tiefen Krise. In dieser Si-
tuation werden bewusst nationalistische 
Gefühle angeheizt. Bundeskanzler Kohl 
hat mit seinem ,Zehn-Punkte-Plan‘ die 
,Wiedervereinigung‘ zu westdeutschen 
Bedingungen zum Programm erhoben. 
(…) Damit würde nicht nur Euer Versuch, 
einen Weg sozialistischer Demokratie aus 
der Krise Eurer Gesellschaft zu finden, 
verschüttet. Auch das reformerische Be-
mühen der sozialen Bewegungen in un-
serm Lande würde einen schweren Rück-
schlag erleiden.“

Ein Mitunterzeichner, der österreichi-
sche Futurologe Robert Jungk, flehte ge-
radezu:

„Lassen Sie sich um Gottes willen nicht 
von den Konzepten kapitalistischer Staa-
ten verführen. Wenn bei uns weiter in 
der bisherigen Art regiert und produziert 
wird, stehen unvermeidlich schwere, nicht 
wiedergutzumachende Krisen ins Haus.“

Inzwischen sind diese Krisen unsere 
ständigen Begleiter. Vom Keller bis un-
ters Dach. Was anfangs den Euphemismus 
„Revolution“ verdiente, war der ansatzwei-
se Wandel zu einer Demokratie, die den 
Bürgern mehr Möglichkeiten des Mitden-
kens und Mitentwerfens bot als jede an-
dere bisher praktizierte Regierungsform.

„Das könnte ein Modell für die Welt 
werden“, schwärmte Jungk. 30 Jahre nach 

dem Niedergang des Realsozialismus steht 
die Welt ohne jedes durchsetzungsfähige 
Modell da. Aber welches Land hört schon 
auf seine Intellektuellen. Von ihnen veröf-
fentlichte im Dezember 89 die Frankfurter 
Rundschau die „Erklärung der Hundert: 
Wider Vereinigung“. Es werde unverhoh-
len ein Export der gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Ordnung der Bundesre-
publik nach Osten angepeilt. Diese Groß-
mannspolitik werde „die Wiederverei-
nigung in einem Scherbenhaufen enden 
lassen und den Aufbau des Europäischen 
Hauses gefährden“. Ein Scherbenhaufen 
als Humus für die AfD.

Auch die Vorhersage, dass Europa durch 
deutsche Großmannspolitik bedroht wer-
de, war weitsichtig und zeigt zugleich: Man 
konnte das alles absehen. Die eingetrete-
nen Entwicklungen hatten nichts mit einer 
vom Himmel gefallenen Globalisierung zu 
tun. Der neoliberale Raubmensch-Kapi-

talismus war nur insofern ein Naturereig-
nis, als nicht zu bestreiten ist, dass auch 
Aasgeier natürliche Wesen sind.

Kohls Ausschüttung des eiligen Geis-
tes hatte auch die Leipziger Montagsde-
monstranten in rivalisierende Gruppen 
polarisiert.

Gegen Tausende Träger schwarz-rot-
goldener Fahnen — wo immer die her-
kamen — rückte ein großer Trupp Stu-
denten an mit Losungen wie: „Reinigen 
statt einigen“, „Kommt die DM zu früh, 
kommt die Vernunft zu spät“. Die meist 
etwas Älteren mit den Fahnen skandier-
ten daraufhin: „Rote aus der Demo raus!“ 
Die Jungen wehrten sich mit: „Nazis raus!“ 
Es kam zu Tumulten. Plötzlich regnete es 
vom Himmel 100-DM-Scheine. Mit dem 
umseitigen Aufdruck: Schon eingekauft? 
Für einen Moment verschlug es beiden 
Seiten die Sprache. Wird die Demo als 
Erstes gekauft? Wer bei ARD und ZDF 
in der ersten Reihe saß, bekam künftig 
fast nur noch die nationale Flagge zu se-
hen und Demonstranten, die eine schnel-
le Einheit forderten, als das nachweislich 
noch nicht Mehrheitsmeinung war.

Am heftigsten wurde die DDR in dieser 
Zeit dadurch destabilisiert, dass täglich 
etwa 2.000 Menschen durch die offene 
Mauer das Land verließen. Der sowjeti-
sche Botschafter Kwizinskij sprach am 
5. Dezember im Bundeskanzleramt vor. 
Die sowjetische Führung sei besorgt, dass 
die westlichen Massenmedien die Men-
schen in der DDR zur illegalen Ausrei-
se aufstacheln.

Die Bundesregierung kam in dieser den 
Lebensnerv treffenden Frage dem Mod-
row-Kabinett keinen Millimeter entgegen. 
Euphorische Empfänge in den Aufnah-
mestellen, Begrüßungsgeld und bevor-
zugte Hilfe bei der Suche nach Woh-
nung und Arbeit waren garantiert und 
wurden öffentlichkeitswirksam propa-
giert. „Wir sind uns darüber im Klaren“, 
notierte Kohl-Berater Horst Teltschik in 
sein Tagebuch, dass erst „nach der Wahl 
Übersiedler so behandelt werden müs-
sen wie Bundesbürger, die ihren Wohn-
ort wechseln“ [2]. Kohl frohlockte im 
In- und Ausland, dass die DDR „die 
Lage nicht im Griff“ habe. Und auf dem 
Ku’damm demonstrierten 20.000 West-
berliner unter dem Motto: Unheilbares 
Deutschland.

Berlin: Eine gute Durchsicht hat man zu 
beiden Seiten der Mauer am Brandenburger 
Tor, nachdem auch an dieser Stelle „Mauer-
spechte“ am Werk waren. Quelle: https://
en.m.wikipedia.org/wiki/File:Bundesarchiv_
Bild_183-1990-0105-029,_Berlin,_Loch_in_
Mauer_am_Reichstag.jpg, Foto: Bundes-
archiv, Bild 183-1990-0105-029 / Reiche, 
Hartmut, Lizenz: CC-BY-SA 3.0
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Wahlbeeinflussung und endgülti-
ger Bruch mit dem Sozialismus

Bei seinem ersten großen Wahlkampf-
auftritt in Erfurt verkündete der führen-
de Historiker unter tosendem Beifall ein 
achtes Weltwunder. Nach den Hängen-
den Gärten zu Babylon nun die Blühen-
den Landschaften in Kohlrabien. Auf der 
Montagsdemo in Leipzig wurde indessen 
ein Bürgerrechtler, der vor drohender Ar-
beitslosigkeit warnte, von Aufhören-Rufen 
unterbrochen. Eine Sprecherin, die Wu-
chermieten prophezeite, falls westdeut-
sche Eigentümer zurückkehren, wurde 
ausgebuht. Verteilt wurden massenhaft 
Flugblätter der bundesdeutschen Parteien. 
Diese haben für den vom Runden Tisch 
unerwünschten Wahlkampf in der DDR 
7,5 Millionen DM ausgegeben, wie erst 
später bekannt wurde. Der Löwenanteil 
ging von der CDU an die neue Ostschwes-
ter und von der CSU an die rechtskonser-
vative DSU.

Hatte sich der „Demokratische Auf-
bruch“ (DA) in seiner Anfangsphase noch 
gegen die Unterstellung verwahrt, „die 
DDR in kapitalistische Verhältnisse zu-
rückreformieren zu wollen“, so hat er im 
Laufe des Herbstes einen Rechtsruck voll-
zogen und es dem machtbewussten Kohl 
leicht gemacht, den zwielichtigen Vor-
sitzenden des DA, Wolfgang Schnur, für 
die „Allianz für Deutschland“ zu verein-
nahmen. Bei dem im kleinsten Kreis von 
Kohl-Vertrauten in Westberlin gegründe-
ten Wahlbündnis dieser drei ging es wohl-
gemerkt um Volkskammerwahlen der 
DDR – kann man sich mehr Wahlbeein-
flussung vorstellen? Doch, kann man. Und 
daran zu erinnern ist nicht der Schnee von 
gestern, sondern betrifft das bis heute im 
Osten anhaltende Dilemma.

Die Stärke jener Allianz war schwer zu 
beurteilen, Umfragen sagten immer noch 
einen Erdrutschsieg der SPD voraus. Am 
6. Februar traf sich Bundesbankpräsident 
Karl-Otto Pöhl (SPD) mit dem Staatsbank-
präsidenten der DDR Kaminsky und der 
DDR-Wirtschaftsministerin Christa Luft 
und stimmte öffentlich deren Haltung zu, 
nach der eine schnelle Währungsunion 
eine völlig abwegige Idee sei. Luft hatte 
zudem klargemacht, dass ein so einschnei-
dender Eingriff nur über einen Volksent-
scheid beschlossen werden dürfe. Schon 

um den Wählern die Tragweite eines sol-
chen auf den ersten Blick verlockenden 
Angebotes bewusst zu machen.

Ohne Rücksicht auf die DDR-Regie-
rung und den eigenen, damit desavouier-
ten Bundesbankpräsidenten bot Kanzler 
Kohl am selben Tag eine baldige Wäh-
rungsunion mit einem Umtauschverhältnis 
von 1:1 an. Der wie alle völlig überrasch-
te SPD-Vorsitzende Hans-Jochen Vogel 
sprach sich aus guten Gründen dagegen 
aus. Die sowieso erregten DDR-Bürger 
waren nun elektrisiert.

Drei Tage später setzte Kohls engster 
Berater Horst Teltschik im Bundespres-
seamt noch einen drauf. Er sagte den na-
hen wirtschaftlichen Kollaps der DDR 
voraus, es zeichne sich ab, dass sie in we-
nigen Tagen völlig zahlungsunfähig sei 
und erhebliche Stabilitätshilfen benötige. 
Am selben Tag distanzierte sich der sach-
kundige Präsident des Bundesverbandes 
Deutscher Banken und Vorstandssprecher 
der Dresdner Bank, Wolfgang Röller, auf 
einer eiligst einberufenen Pressekonfe-
renz von dieser Behauptung und sprach 
von „durchsichtigen Bankrottgerüchten“. 
Doch dieses Dementi fand in den Medi-
en kaum Beachtung, die bevorstehende 
Zahlungsunfähigkeit war Aufmacher je-
der Zeitung.

Teltschik erklärt seinem Tagebuch: „Wir 
hatten angesichts der wirtschaftlichen 
Situation in der DDR sowie der ständig 
steigenden Übersiedlerzahlen seit Tagen 
über einen solchen Schritt diskutiert“ 
(mit wem wohl, wenn nicht mal mit dem 
Bundesbankpräsidenten? D. D.). „Unse-
re Überlegung war: Wenn wir nicht wol-
len, dass sie zur D-Mark kommen, muss 
die D-Mark zu den Menschen gehen“ [3].

Diese Formulierung vom 6. Februar ist 
bemerkenswert. Heißt es doch bis heute, 
die Straße habe nach dem Geld geschrien, 
sodass die Politiker nicht anders konnten, 
als es rauszurücken. Es ist aber erwiesen, 
dass die Losung „Kommt die D-Mark nicht 
nach hier — gehen wir zu ihr!“ erstmalig 
am 12. Februar auf der Montagsdemo in 
Leipzig auftauchte. Also mindestens sechs 
Tage, nachdem die Idee im Kreis der Kohl-
vertrauten ersonnen, auf unergründlichen 
Wegen in Leipzig die Massen ergriff und 
zur materiellen Gewalt wurde. Nun war 
klar, wozwischen die DDR-Bürger in ei-
nigen Tagen die Wahl haben würden: die 
D-Mark 1:1 oder Kollaps. Zumal der Be-
griff „Zahlungsunfähigkeit“ ein völliges 
Novum war und große Irritation auslöste.

In Gesprächen auf der Straße oder in 
der Sparkasse fragten sich die Menschen, 
ob denn die Auszahlung der Löhne und 

Volkspolizisten vor der Öffnung des Brandenburger Tores am 22. Dezember 1989. Quelle: 
https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=1239525, Foto: Wikimedia / GSSGT F. 
Lee Corkran, Lizenz: Public Domain
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Spareinlagen noch gesichert sei. In den 
darauffolgenden Tagen kam es zu einer 
fast flächendeckenden Abkehr von aller-
dings längst brüchig gewordenen Über-
zeugungen. Der einzige programmatische 
Unterschied der Ost-CDU zur großen 
Schwesterpartei blieb vorerst die kom-
promisslose Anerkennung der Oder-Nei-
ße-Grenze. Ansonsten vollzog Lothar de 
Maizière, nur drei Wochen nachdem er 
dies noch den Kindern und Enkeln über-
lassen wollte, den endgültigen Bruch mit 
dem Sozialismus.

Die SPD mit ihrer völlig berechtigten 
zögerlichen Haltung zu übereilter Einheit 
stürzte in der Volkskammerwahl vom 18. 
März ab — von noch unlängst prognos-
tizierten 54 Prozent auf 21,9 Prozent. Sie 
hat sich davon jahrelang nicht erholt. Der 
Riesenvorsprung der CDU erklärte sich 
aus deren Erlösungsversprechen. Die Leu-
te glaubten, das Kapital zu wählen und 
wählten die Kapitulation.

Die Quellen zu diesem Artikel finden Sie 
im Buch von Daniela Dahn.
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Das Blog von Peter Frey diente be-
reits mehrfach als Quelle von Arti-
keln für free21, da seine umfangrei-
chen Beiträge zu den verschiedenen 
Themen ausführlich recherchiert und 
belegt sind. Der Autor ist seit Jahren 
in seiner Heimatstadt Dresden in der 
Friedensbewegung aktiv, um Menschen 
zu einem aktivem, selbst bestimmten, 
dem kleinen wie dem großen Frieden 
gewidmeten Handeln zu bewegen. 

Seinem Blogschwerpunkt Frieden 
nähert er sich mit verschiedenen Fra-
gestellungen: Welche Faktoren gefähr-
den ihn? Wie wirken Menschen und 
die durch sie gestalteten Systeme frie-
denserhaltend oder aber auch kriegs-
treibend? Welche Rolle spielt dabei 
jeder Einzelne von uns? Wie wirken 
die verschiedenen natürlichen und von 
Menschen gemachten Faktoren inner-
halb der Gesellschaften? Wie greifen 
Ideologien, Politik, Wirtschaftstätig-
keiten, Geldsysteme ineinander über? 
Wie beeinflussen menschliche Eigen-
schaften wie Machtgier, Egoismus, Be-
quemlichkeit, Angst und Hass gesell-
schaftliche Systeme? 

Ist die Welt, wie sie uns in den Me-
dien dargestellt wird, tatsächlich so 
oder unterliegen wir einer giganti-
schen Täuschung, an der wir auch 
noch selbst beteiligt sind? Wo beginnt 
Krieg eigentlich und haben wir die 
Fähigkeiten, Kriege wirkungsvoll ein-
zugrenzen, zu beenden beziehungs-
weise gar nicht erst ausbrechen zu 
lassen? Sind wir wirklich dem Ge-
triebe der großen Politik so hilflos 
ausgeliefert, und wo liegen unsere 
Grenzen tatsächlich?

Dementsprechend groß ist die Viel-
falt der Themen, die er nach Schlag-
worten, Kategorien (von „Politik und 
Gesellschaft“ über „Geldsystem“ bis 
hin zu „Satire“) und Regionen (struk-
turiert nach „Kontinenten“ und „Län-
dern“) sehr übersichtlich aufgebaut hat. 
Wer sich über Peds Ansichten zum 
Thema Syrien informieren möchte, 
findet mit einem Klick unter Asien – 
Naher Osten – Syrien über 100 Arti-
kel, die bis ins Jahr 2015 reichen und 
den Konflikt aus sehr verschiedenen 
Perspektiven  beleuchten. 

Medialer Propaganda und dem, was 
sie mit der Zielgruppe macht, setzt er 
auch aktiv etwas entgegen. Nicht nur, 
dass er immer wieder Beiträge von 
ARD und ZDF kritisch hinterfragt, 
er wendet sich direkt an die Gremien 
der ARD und führt diese regelrecht 
vor, indem er „Honigtöpfe aufstellt“. 

Dass Peds Ansichten sich aktuell 
intensiv mit der Situation von Julian 
Assange auseinandersetzt, verwun-
dert wenig. Wer, wenn nicht die Sze-
ne der Blogger und freien Journalisten, 
ist verpflichtet, ihre Stimme zu erhe-
ben? Schließlich sind ja genau diese 
die nächsten, die es trifft, wenn As-
sange endgültig Opfer der Gegner der  
Presse- und Meinungsfreiheit gewor-
den sein sollte. 

Was an der technischen Umsetzung 
des Blogs positiv auffällt: er funktio-
niert auch dann, wenn man Javaskript 
und andere Features im Browser de-
aktiviert hat. Er funktioniert weniger 
„schön“ – aber man kann lesen und na-
vigieren. Was will man als Leser mehr?

� Andrea Drescher


